
*14-1450-41 

 

Satzung 

 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

 

NeXR Technologies SE. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin. 

 

 

§ 2 Unternehmensgegenstand 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist die Produktion, die Verwertung 

und der Vertrieb von 3D-Datenmodellen, anderen digitalen Produkten und deren 

Folgeprodukten, schwerpunktmäßig im Markt des Fan-Merchandising.  

 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen, die diesem Zweck dienen, zu errich-

ten, zu erwerben oder sich an solchen Unternehmen zu beteiligen, auch zu Anlage-

zwecken. Die Beteiligungsmöglichkeit der Gesellschaft an anderen Unternehmen zu 

Anlagezwecken stellt nur eine untergeordnete Nebentätigkeit dar. 

 

§ 3 Geschäftsjahr 

 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 4 Bekanntmachungen und Informationsübermittlung 

 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger. 

 

Die Gesellschaft ist berechtigt, den Aktionären und sonstigen Inhabern von zugelassenen 

Wertpapieren der Gesellschaft mit deren Zustimmung Informationen im Wege der Daten-

fernübertragung zu übermitteln. § 27 a Abs. 1 WpHG findet keine Anwendung.  
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II. 

Grundkapital und Aktien 

 

§ 5 Grundkapital und Aktien 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 6.183.193,00.  

Es ist eingeteilt in 6.183.193 Stückaktien. 

 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen, soweit 

nicht eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, 

an welcher die Aktien zugelassen sind. Zudem ist der Anspruch der Aktionäre auf 

Ausgabe von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen ausgeschlossen.  

 

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend 

von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

 

§ 6.1 Bedingtes Kapital 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 835.244,00 durch Ausgabe von bis 

zu 835.244 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-

pital 2016/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei Aus-

übung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. bei Erfüllung von Options- oder Wand-

lungspflichten an die Inhaber der aufgrund der Ermächtigung durch die Hauptversamm-

lung vom 28. Juli 2016 von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegebenen Options- bzw. Wandelschuldverschrei-

bungen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Er-

mächtigung jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis.  

 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur im Falle der Begebung von Options- bzw. Wandel-

schuldverschreibungen und nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Options- bzw. 

Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der ordentlichen Hauptversammlung vom 28. Juli 2016 bis zum 27. Juli 2021 ausgegeben 

bzw. garantiert werden, von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen 

bzw. ihre Options- oder Wandlungspflichten erfüllen und soweit nicht andere Erfüllungs-

formen eingesetzt werden. Die aufgrund der Ausübung des Options- oder Wandlungs-

rechts bzw. der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht ausgegebenen neuen Ak-

tien nehmen grundsätzlich vom Beginn desjenigen Geschäftsjahres an, in welchem sie 

entstehen, am Gewinn teil. Sofern über die Gewinnverwendung für ein bereits abgelaufe-

nes Geschäftsjahr noch nicht beschlossen wurde, kann der Beginn der Dividendenbe-
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rechtigung auch auf den Beginn dieses bereits abgelaufenen Geschäftsjahres gelegt wer-

den.  

 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der beding-

ten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 5 Abs. 1 sowie § 6.2 Abs. 1 Satz 1 

der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals anzu-

passen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen der Sat-

zung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der 

Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelschuldver-

schreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnut-

zung des Bedingten Kapitals 2016/I nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Opti-

ons- oder Wandlungsrechten bzw. für die Erfüllung von Options- bzw. Wandlungspflich-

ten. 

 

§ 6.2 Bedingtes Kapital 2017/I 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 75.000,-- durch Ausgabe von bis 

zu 75.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2017/I). Die Bedingte Kapital 2017 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienop-

tionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Staramba SE vom   

25. Juli 2017 von der Staramba SE im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2017 in der 

Zeit vom 25. Juli 2017 bis zum 30. Juni 2022 ausgegeben werden. 

 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausge-

geben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien 

der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugs-

rechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem 

Bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß Ziffer 1. lit. e) zu Punkt 9 der Tagesordnung der 

Hauptversammlung vom 25. Juli 2017 festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien 

nehmen grundsätzlich vom Beginn desjenigen Geschäftsjahres an, in welchem sie ent-

stehen, am Gewinn teil. Sofern über die Gewinnverwendung für ein bereits abgelaufenes 

Geschäftsjahr noch nicht beschlossen wurde, kann der Beginn der Dividendenberechti-

gung auch auf den Beginn dieses bereits abgelaufenen Geschäftsjahres gelegt werden. 

 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-

dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 5 Abs. 1 sowie § 6.3 Abs. 1 Satz 1 

der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals anzu-
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passen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen der Sat-

zung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der 

Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Auflage eines Aktienoptionsprogramms 2017 nach 

Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten 

Kapitals 2017/I nach Ablauf der Fristen für die Ausübung der Bezugsrechte. 

 

 

Ill. 

Organe der Gesellschaft 

 

§ 7 Monistisches System 

 

Die Leitungsstruktur der Gesellschaft entspricht dem monistischen System. Die Organe 

der Gesellschaft sind: 

 

- der Verwaltungsrat; 

- der oder die geschäftsführenden Direktoren; und 

- die Hauptversammlung. 

 

IV. 

Verwaltungsrat 

 

§ 8 Aufgaben des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsrat leitet die Gesellschaft, bestimmt die Grundlinien ihrer Tätigkeit 

und überwacht deren Umsetzung. 

 

(2) Der Verwaltungsrat hat eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn das Wohl der 

Gesellschaft es erfordert. Für den Beschluss genügt die einfache Mehrheit. Für die 

Vorbereitung und Ausführung von Hauptversammlungsbeschlüssen gilt § 83 AktG 

entsprechend; der Verwaltungsrat kann einzelne damit verbundene Aufgaben auf 

die geschäftsführenden Direktoren übertragen.  

 

(3) Der Verwaltungsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen befugt, die nur die 

Fassung betreffen. 

 

§ 9 Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus vier Mitgliedern, die von der Hauptversammlung 

gewählt werden. 
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(2) Die Wahl der Verwaltungsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 

Beginn der Amtszeit beschließt. Das Jahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht 

mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann bei der Wahl eine kürze Amtszeit be-

stimmen. Die Verwaltungsratsmitglieder können einmal oder mehrmals für den zu-

vor festgelegten Zeitraum wiedergewählt werden.  

 

(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Verwaltungsratsmitgliedern können für ein be-

stimmtes oder für mehrere Verwaltungsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt wer-

den. Das Ersatzmitglied tritt in den Verwaltungsrat ein, wenn das Verwaltungsrats-

mitglied, als dessen Ersatzmitglied es bestellt ist, vor Ablauf der Amtszeit aus dem 

Verwaltungsrat ausscheidet. Findet in der nächsten Hauptversammlung keine Er-

satzwahl statt, so verlängert sich die Amtszeit bis zum Ende der Amtszeit des vor-

zeitig ausgeschiedenen Verwaltungsratsmitglieds. Ersatzwahlen erfolgen für den 

Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

 

(4) Mitglieder  des Verwaltungsrats, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an 

einen Wahlvorschlag gewählt worden sind, können von ihr vor Ablauf der Amtszeit 

abberufen werden. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel 

der abgegebenen Stimmen umfasst. 

 

(5) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt unter 

Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist auch ohne wichtigen Grund durch 

eine an den Verwaltungsratsvorsitzenden zu richtende, schriftliche Erklärung nieder-

legen. 

 

§ 10 Verwaltungsratsvorsitzender und Stellvertreter 

 

(1) Der Verwaltungsrat wählt für seine Amtszeit unmittelbar nach der Hauptversamm-

lung, die den Verwaltungsrat neu gewählt hat, in einer ohne besondere Einladung 

stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertre-

ter. 

 

(2) Scheidet der Verwaltungsratsvorsitzende oder der stellvertretende Verwaltungsrats-

vorsitzende während der Amtszeit aus, so hat der Verwaltungsrat unverzüglich eine 

Ergänzungswahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 

§ 11 Sitzungen und Beschlüsse des Verwaltungsrats 

 

(1) Der Verwaltungsratsvorsitzende beruft mindestens alle drei Monate eine Sitzung 
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des Verwaltungsrats  ein. Die Einberufung  erfolgt unter Angabe der einzelnen Ta-

gesordnungspunkte mit einer Frist von zwei Wochen. Die Einberufung kann schrift-

lich, per Telefax, per E-Mail, mündlich oder telefonisch erfolgen. In dringenden Fäl-

len kann die Einberufungsfrist angemessen verkürzt werden. Für die Berechnung 

der Frist sind der Tag der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitzurechnen. 

§ 110 Abs. 1 und 2 AktG bleibt unberührt.  

 

(2) Beschlüsse des Verwaltungsrats werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst. 

Bei Beschlussfassung in Präsenzsitzung können abwesende Verwaltungsratsmit-

glieder an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie durch anwesende Verwal-

tungsratsmitglieder schriftliche Stimmabgabe überreichen lassen. Die Stimmen 

können auch im Wege des Telefax oder per E-Mail an anwesende Verwaltungs-

ratsmitglieder übermittelt werden. Auf Anordnung des Verwaltungsratsvorsitzenden 

können Beschlüsse auch schriftlich, per Telefax, per E-Mail, mündlich oder telefo-

nisch oder durch eine Kombination der vorgenannten Kommunikationsmittel gefasst 

werden, wenn dies etwa wegen der Dringlichkeit einer Beschlussfassung erforder-

lich ist oder wenn kein Mitglied des Verwaltungsrats diesem Verfahren der Be-

schlussfassung widerspricht. 

 

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 

anwesend oder vertreten ist; eine Teilnahme an der Beschlussfassung ist zur Erfül-

lung des Quorums nicht erforderlich.  

 

(4) Über die Sitzungen des Verwaltungsrats wird eine Niederschrift angefertigt, die vom 

Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeichnen ist. 

 

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich im Übrigen eine Geschäftsordnung. 

 

(6) Willenserklärungen des Verwaltungsrats werden namens des Verwaltungsrats von 

dem Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter abgege-

ben. 

 

§ 11 a Zuständigkeit für bestimmte Geschäfte  

 

Die folgenden Arten von Geschäften bedürfen eines ausdrücklichen Beschlusses des 

Verwaltungsrats:  

 

a) die Aufstellung von Geschäftsplänen der Gesellschaft und des SCG Konzerns so-

wie der Mittelfristplanung und des Jahresbudgets der Gesellschaft und des SCG 

Konzerns;  
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b) der Erwerb oder die Veräußerung einer Gesellschaft oder eines Unternehmens, 

wenn und soweit der Gegenwert vom Verwaltungsrat festgelegte Wertgrenzen 

übersteigt.  

 

Der Verwaltungsrat kann weitere Arten von Geschäften von seiner Zustimmung abhängig 

machen.  

 

§ 12 Auslagenersatz, Vergütung 

 

(1) Über die Vergütung der Verwaltungsratsmitglieder sowie den Abschluss von ange-

messenen D&O-Versicherungen für die Tätigkeit der Verwaltungsratsmitglieder ent-

scheidet per Beschluss die Hauptversammlung.  

 

(2) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats erhält seine in Ausführung der Tätigkeiten als 

Verwaltungsrat angefallenen angemessenen Auslagen gegen Nachweis erstattet. 

 

(3) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats  erhält die auf einen Auslagenersatz bzw. eine 

Verwaltungsratsvergütung etwaig entfallende Umsatzsteuer erstattet, soweit das 

Verwaltungsratsmitglied berechtigt ist, der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert 

in Rechnung zu stellen und dieses Recht ausübt. 

 

§ 13 Geschäftsführende Direktoren 

 

(1) Der Verwaltungsrat bestellt einen oder mehrere geschäftsführende Direktoren. Mit-

glieder des Verwaltungsrats können zu geschäftsführend Direktoren bestellt wer-

den, sofern die Mehrheit des Verwaltungsrats weiterhin aus nicht geschäftsführen-

den Mitgliedern besteht. 

 

(2) Geschäftsführende Direktoren können jederzeit durch Beschluss des Verwaltungs-

rats abberufen werden. Ein geschäftsführender Direktor, der gleichzeitig Mitglied 

des Verwaltungsrats ist, kann nur aus wichtigem Grund abberufen werden. 

 

(3) Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft. Sind 

mehrere geschäftsführende Direktoren bestellt, so sind sie nur gemeinschaftlich zur 

Geschäftsführung befugt. Gesetzlich dem Verwaltungsrat zugewiesene Aufgaben 

können nicht auf die geschäftsführenden Direktoren übertragen werden. 

 

(4) Der Verwaltungsrat erlässt für die geschäftsführenden Direktoren eine Geschäfts-

ordnung, wobei Änderungen der Geschäftsordnung dem Verwaltungsrat nach sei-

nem Ermessen freistehen. Der Verwaltungsrat kann im Übrigen auch sonst für den 
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Einzelfall oder generell bestimmen, welche Arten von Geschäften der vorherigen 

Zustimmung durch den Verwaltungsrat bedürfen. Der bzw. die geschäftsführenden 

Direktoren sind verpflichtet, die Anweisungen des Verwaltungsrats zu befolgen, ins-

besondere auch die Geschäftsordnung zu beachten. 

 

(5) Die geschäftsführenden Direktoren vertreten die Gesellschaft gerichtlich und außer-

gerichtlich. Die Gesellschaft wird grundsätzlich gemeinschaftlich durch zwei ge-

schäftsführende Direktoren oder durch einen geschäftsführenden Direktor in Ge-

meinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein geschäftsführender Direktor 

vorhanden, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. 

 

(6) Der Verwaltungsrat kann bestimmen, dass mehreren oder allen geschäftsführenden 

Direktoren Einzelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen 

des § 181 Alternative 2 BGB (Befreiung vom Verbot, Geschäfte als Vertreter der 

Gesellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten vorzunehmen) erteilt wird. § 41 Abs. 

5 SEAG bleibt unberührt.  

 

V. 

Hauptversammlung 

 

§ 14 Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet grundsätzlich an deren Sitz statt. Die 

Hauptversammlung kann auch am Sitz einer deutschen Börse stattfinden, an der 

die Aktien der Gesellschaft zum Handel im regulierten Markt zugelassen sind oder 

in jeder deutschen Gemeinde mit mehr als 100.000 Einwohnern. 

 

(2) Die Hauptversammlung wird vom Verwaltungsrat einberufen. 

 

(3) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

 

(4) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten 

Frist vor der Hauptversammlung durch Vorlage eines besonderen Nachweises ihres 

Anteilsbesitzes unter der in der Einladung bezeichneten Adresse bei der Gesell-

schaft anmelden. Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes muss in Textform 

(§ 126 b BGB) erfolgen und hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages 

vor der Hauptversammlung zu beziehen. Er ist durch Bestätigung des depotführen-

den Instituts in deutscher oder englischer Sprache zu erbringen und muss der Ge-

sellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb der 

Frist nach § 123 Absatz 3 AktG zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in 
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, 

Tagen zu bemessende Frist für den Zugang der Anmeldung und des Nachweises 

des Anteilsbesitzes vorgesehen werden. 

 

(5) Der Verwaltungsrat ist dazu ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an der Haupt-

versammlung auch ohne physische Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Be-

vollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teil-

weise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). 

Der Verwaltungsrat ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. 

Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

§ 15 Durchführung der Hauptversammlung 

 

(1) Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Verwaltungsrats, sofern dieser 

nicht zugleich geschäftsführender Direktor ist. Ist dieser zugleich geschäftsführen-

der Direktor, leitet die Hauptversammlung der stellvertretende Vorsitzende des Ver-

waltungsrats. Bei dessen Verhinderung bestimmt der Verwaltungsrat einen Dritten 

zum Versammlungsleiter. Ein geschäftsführender Direktor oder der beurkundende 

Notar dürfen nicht zum Versammlungsleiter bestimmt werden. 

 

(2) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die auszugsweise oder vollständige Bild- 

und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmen-

den Weise zuzulassen. 

 

(3) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er bestimmt die 

Reihenfolge der Redner. Ferner kann er das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere zu Beginn der Hauptver-

sammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Versammlungs-

verlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Fra-

ge- und Redebeitrags angemessen festsetzen. Bei der Festlegung der für den ein-

zelnen Frage und Redebeitrag zur Verfügung stehenden Zeit kann der Versamm-

lungsleiter zwischen erster und wiederholter Wortmeldung und nach weiteren sach-

gerechten Kriterien unterscheiden. 

 

(4) Der Versammlungsleiter bestimmt das Abstimmungsverfahren. Er kann eine von der 

Einladung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

 

§ 16 Beschlussfassung der Hauptversammlung 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.  

 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende Vorschrif-
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ten entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ge-

fasst. Soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, bedarf es 

für Satzungsänderungen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-

men bzw. - sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist - der einfa-

chen Mehrheit der abgegebenen Stimmen.  

 

(3) Sofern das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der Stimmen-

mehrheit  eine Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, die 

einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

 

(4) Das Stimmrecht in der Hauptversammlung kann durch Bevollmächtigte ausgeübt 

werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-

mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b BGB). In 

der Einberufung zur Hauptversammlung kann Abweichendes bestimmt werden. 

§ 135 Aktiengesetz bleibt unberührt. 

 

(5) Der Verwaltungsrat ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch 

ohne selbst oder durch einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen, schrift-

lich  oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der 

Verwaltungsrat ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Die-

se werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

VI. 

Jahresabschluss 

 

§ 17 Jahresabschluss 

 

(1) Der bzw. die geschäftsführenden Direktoren haben innerhalb der gesetzlichen Fris-

ten den Jahresabschluss sowie den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr 

aufzustellen und dem Verwaltungsrat vorzulegen. Zugleich haben die geschäftsfüh-

renden Direktoren dem Verwaltungsrat den Vorschlag vorzulegen, den sie der 

Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen wollen. Der 

Verwaltungsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für 

die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen. Sofern die Gesellschaft zur Aufstel-

lung eines Konzernabschlusses und eines Konzernlageberichts verpflichtet ist, gel-

ten Satz 1 bis 3 für den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht entspre-

chend. 

 

(2) Nach Eingang des Berichts des Verwaltungsrats über das Ergebnis seiner Prüfung 

hat der Verwaltungsrat unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberu-

fen. 
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VII. 

Schlussbestimmungen 

 

§ 18 Salvatorische Klausel 

 

Soweit einzelne Bestimmungen dieser Satzung wirksam oder undurchführbar sein oder 

werden sollten, lässt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Die Ge-

sellschafter verpflichten sich, etwaige unwirksame oder undurchführbare Bestimmungen 

durch wirksame bzw. durchführbare Bestimmungen zu ersetzen, die dem von den Gesell-

schaftern Gewollten wirtschaftlich am nächsten kommen. Gleiches gilt im Fall einer Lücke. 

 

§ 19 Kosten und Steuern der Gründung 

 

Die Kosten und Steuern der Gründung trägt die Gesellschaft. Der Gründungsaufwand 

wird mit EUR 15.000 festgesetzt. 

 

 

******************************** 

 

 

Bescheinigung gemäß § 181 Abs. 1 S. 2 AktG i.V.m. SE-VO 

 

Hiermit bescheinige ich, dass der vorstehende vollständige Wortlaut der Satzung hinsicht-

lich der geänderten Bestimmungen der Satzung mit den Beschlüssen über die Satzungs-

änderung und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister 

eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 

 

Berlin, den 22. Oktober 2021 
 

 
 
 
 
 

 
Dr. Maximilian Decker, Rechtsanwalt 

als amtlich bestellter Vertreter des  

Notars Dr. Markus Fuhrmann 


